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Drucksache V/4384 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

— Drucksache V/2780 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lange 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
— Drucksache V/2780 — in seiner 171. Sitzung am 
8. Mai 1968 in Erster Lesung beraten und an den 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen fe- 
derführend und an den Finanzausschuß mitberatend 
überwiesen. Der Finanzausschuß hat den Gesetz- 
entwurf am 27. Februar 1969 beraten und ihm zuge- 
stimmt. 

Mit dem Gesetzentwurf will die Bundesregierung 
gesetzgeberische Folgerungen aus zwei Entschei- 
dungen des Bundesverfassungsgerichts ziehen. Es 
handelt sich hierbei um 

a) den Beschluß vom 11. Oktober 1966 — 2 BvR 
179, 476 und 477/64 — , wonach die in dem Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen enthaltene 
Ermächtigungsvorschrift für den Erlaß von Ge- 
buhrenvorschriften nicht den Anforderungen des 
Artikels 80 Abs. 1 GG entspricht. Es muß ange- 
nommen werden, daß diese Feststellung des Bun- 
desverfassungsgerichts auch für die Ermächti- 
gung s Vorschrift im § 118 des Steuerberatungs- 
gesetzes gilt, die die Grundlage für die Gebüh- 
renvorschriften in den §§ 35 und 36 der Verord- 
nung zur Durchführung des Steuerberatungsge- 
setzes bildet; 

b) den Beschluß des Bundesverfassungsgerichtes 
vom 15. Februar 1967 — BvR 569 und 589/62 — , 
wonach es mit der Verfassung unvereinbar ist, 
daß die Vorschrift des § 22 Abs. 4 des Steuer- 
beratungsgesetzes, die Steuerberatern und Steuer- 


bevollmächtigten die Ausübung von mit ihrem 
Beruf unvereinbaren Tätigkeiten untersagt, keine 
Übergangsregelung vorsieht. 

Zu a) 

Der Ausschuß hat die Verabschiedung der gebüh- 
renrechtlichen Vorschriften nach Artikel I Nr. 1 bis 4 
und Nr. 6 für erforderlich gehalten, weil damit ge- 
rechnet werden muß, daß mangels einer ausreichen- 
den gesetzlichen Grundlage früher oder später die 
von der Sache her durchaus berechtigten Gebühren 
für Zulassung, Prüfung u. a. nicht mehr erhoben wer- 
den können. Das Plenum hatte schon einen entspre- 
chenden Beschluß zur Korrektur der Ermächtigungs- 
vorschrift im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen gefaßt (Drucksache V/4161). 

Zu b) 

Der Ausschuß konnte sich dagegen nicht entschlie- 
ßen, der von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Neufassung des § 109 Steuerberatungsgesetz (Arti- 
kel I Nr. 5) zuzustimmen. Er konnte die Entscheidung 
zurückstellen, weil den durch das Fehlen einer Über- 
gangsregelung betroffenen Berufsangehörigen weit- 
gehend im Verwaltungswege geholfen werden kann. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft und Mit- 
telstandsfragen bitte ich das Hohe Haus, den Gesetz- 
entwurf mit der Maßgabe, daß Artikel I Nr. 5 ge- 
strichen wird, im übrigen unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Erwin Lange 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2780 — mit der 
Maßgabe, daß Artikel I Nr. 5 gestrichen wird, im 
übrigen unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Erwin Lange 

Berichterstatter 


Brand 

Stellv. Vorsitzender 
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